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In Einklang mit den Ankündigungen Lionel Jospins bei seiner Rede in Hourtin (IRIS
1999-8: 4) rief die französische Regierung am 5. Oktober letzten Jahres eine
umfassende öffentliche gemeinsame Beratungsaktion ins Leben mit Blick auf die
Anpassung des rechtlichen Rahmens der Informationsgesellschaft. Sämtliche
sowohl staatlichen als auch privaten Akteure des Internet wurden dazu
aufgefordert, sich aus ihrer Sicht zu den rechtlichen Konsequenzen der weiteren
Entwicklung des Internet zu äußern. Der Conseil supérieur de l'audiovisuel
(Oberste Audiovisuelle Rat - CSA) machte vor Kurzem seinen Beitrag zu dieser
hoch aktuellen Diskussion publik. Zusammengenommen sollen die verschiedenen
Beiträge einen Gesetzesentwurf ergeben, der im Laufe des Jahres 2000 dem
Parlament vorgelegt werden soll.

Allem voran stellt der CSA als ersten notwendigen Schritt eine landesweite
Initiative mit dem Ziel, zumindest auf EUEbene gemeinsame Positionen zu
bestimmen. Um die Wirkung einer Regulierung des Internet zu verstärken, wäre
ein weiterer Schritt die Annäherung dieser bzw. eines Teils der in der EU
festgelegten Positionen an diejenige der Vereinigten Staaten, da der Löwenanteil
der im Internet verfügbaren Informationsinhalte nach wie vor aus den Vereinigten
Staaten stammt. Außerdem fordert der CSA den Gesetzgeber dazu auf, die
gesetzliche Identifizierungsverpflichtung der Herausgeber von im Internet
veröffentlichten Informationsinhalten der Spezifizität des Internet anzupassen. So
wertet der CSA die Verpflichtung der vorherigen Anmeldung von Websites als
unangepasst. Er spricht sich für die Abschaffung dieser Formalität aus, sobald die
Identitätsbestimmung der Herausgeber von Online-Informationsinhalten gesichert
sei. Nach Ansicht des CSA sei es außerdem notwendig, die Funktionen der
verschiedenen Kategorien von Akteuren im Internet abzugrenzen, um ihre
jeweiligen Verantwortlichkeiten eindeutig festzulegen. Das sog. Spamming, d.h.
die automatische Weiterleitung von Personenangaben bzw. ihr Austausch
zwischen den einzelnen Online-Anbietern sollte dem Grundsatz des vorherigen
Einverständnisses des Benutzers folgen und dessen Recht, dieses Einverständnis
jederzeit zurückzuziehen.

Die Regulierungsbehörde erinnerte weiterhin daran, dass die grundlegende
Unterscheidung zwischen privater Korrespondenz und audiovisueller
Kommunikation, so wie sie in Artikel 2 des abgeänderten Gesetzes vom 30.
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September 1986 formuliert sei, weiterhin zutreffe und im Hinblick auf das Internet
notwendig sei. So sei die Weiterführung des Grundsatzes der Neutralität der
Informationsträger gesichert, demzufolge die Reglementierung die Natur der
Dienstleistungen und nicht deren Informationsträger betreffe. So schließe nach
Dafürhalten des CSA die Beibehaltung einer Definition der audiovisuellen
Kommunikation im weiteren Sinne keinesfalls aus, dass die verschiedenen
Dienstleistungskategorien jeweils ihrer Spezifizität angepassten Ordnungsregeln
unterstellt würden (beispielsweise in Hinblick auf den eventuellen Seltenheitsgrad
oder den Wirkungsgrad in der Öffentlichkeit). In diesem Sinne schlägt der CSA die
Schaffung eines Regelwerks vor, das für sämtliche Online-Dienste im Bereich der
audiovisuellen Kommunikation gleichermaßen Gültigkeit habe.

Schließlich äußerte sich der CSA auch ausführlich über die
Regulierungsmodalitäten der Netze. In Anbetracht der Spezifizität des Internets
und der Vielfalt der auf dem Spiel stehenden Interessen sollte in jedem Fall eine
mehrköpfige Regulierungsstelle unter Einbeziehung der betroffenen staatlichen
und privaten Akteure eingesetzt werden. Verwaltungsbehörden wie die
französische Datenschutzbehörde CNIL und der CSA wären darin vertreten und
würden weiterhin ihre Zuständigkeiten in den jeweiligen Bereichen ausüben.
Diese mehrköpfige Regulierungsstelle sollte außerdem bestimmte Aufgaben
erfüllen (Koordination auf internationaler Ebene, Vermittlung, Einschalten der
zuständigen Gerichtsbarkeiten, Beobachtung und Rat, Überwachung der Online-
Inhalte mit Hilfe eines Kennzeichnungs- und Filtersystems), die für sämtlichen
Dienste der audiovisuellen Online-Kommunikation Gültigkeit hätten.

Réponse du CSA au document d’orientation du Gouvernement, La lettre
du CSA n° 125, février 2000, p. 2.

Antwort des CSA auf die richtungsweisende Dokumentation der Regierung, La
lettre du CSA Nr. 125, Februar 2000, S. 2.
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